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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Gewandt, Hauser (Krefeld), Lampersbach, 
Milz, Schedl, Josten, Dr. Unland, Dr. Jahn (Münster), Ey, Leicht, Dr. Stark (Nürtingen), 
Dr. von Bismarck, Engelsberger und Genossen 
- Drucksache 7/2645 - 

betr. Bekämpfung der Schwarzarbeit 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung hat mit Schreiben vom 31. Oktober 
1974 - II a 1 - 42 - die Kleine Anfrage im Einvernehmen, mit 
den Bundesministern des Innern, der Finanzen, für Wirtschaft 
sowie für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau wie folgt 
beantwortet: 

Die Bundesregierung hat stets betont und im Verlaufe der letz- 
ten Monate in Antworten auf entsprechende Fragen erneut 
auch gegenüber dem Deutschen Bundestag mehrfach deutlich 
gemacht, daß Schwarzarbeit nicht geduldet werden kann. Sie 
sieht die Nachteile, welche die Schwarzarbeit für die öffentliche 
Hand, das Handwerk und u. U. auch für den einzelnen Ver- 
braucher oder für den Schwarzarbeiter selbst mit sich bringt. 
Dies war ein Grund dafür, daß die Bundesregierung nach Ab- 
stimmung mit dem Zentralverband des Deutschen Handwerks 
den gesetzgebenden Körperschaften eine Neufassung des 
Schwarzarbeitsgesetzes vorgeschlagen hat, wonach Schwarz- 
arbeit und die Beauftragung mit Schwarzarbeit in Zukunft mit 
einer Geldbuße bis zu 30 000 DM geahndet werden können, 
während das bisherige Höchstmaß der Geldstrafe 10 000 DM 
beträgt. Die Neuregelung ist vom Deutschen Bundestag im Zu- 
sammenhang mit der Verabschiedung des Einführungsgesetzes 
zum Strafgesetzbuch nahezu einstimmig gebilligt worden. Sie 
tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 

Im konjunkturellen Abschwung tritt die Schwarzarbeitspro- 
blematik stärker hervor als in der Hochkonjunktur. Ob die 
Schwarzarbeit dann zunimmt, entzieht sich der Kenntnis der 
Bundesregierung, da es hierfür Unterlagen, insbesondere sta- 
tistischer Art, nicht gibt. Wohl aber gerät die Schwarzarbeit 
für das Handwerk in einer abgeschwächten Konjunktur um so 
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mehr ins Blickfeld, als sich dann die hierdurch ausfallende Nach- 
frage besonders bemerkbar macht. 

Die Bundesregierung begrüßt es daher, daß das Handwerk 
selbst durch seine Organisationen in den letzten Monaten ge- 
zielte Initiativen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit entwickelt 
hat. Allerdings sind Steuerstreiks, wie sie in einem besonders 
bekannt gewordenen Fall angekündigt wurden, kein geeignetes 
Mittel, der Schwarzarbeit zu begegnen. Worauf es ankommt, 
ist vielmehr, daß die Gremien des Handwerks eng mit den Be- 
hörden Zusammenarbeiten. Insbesondere sollten festgestellte 
Fälle von Schwarzarbeit den Behörden namentlich benannt wer- 
den. Das Handwerk kann im übrigen - wie die Bundesregie- 
rung mehrmals betont hat - einen wirkungsvollen Beitrag zur 
Bekämpfung der Schwarzarbeit leisten, indem es alles unter- 
nimmt, die insbesondere bei guter Wirtschaftslage bestehende 
ungedeckte Nachfrage nach Handwerksleistungen aller Art 
durch ein entsprechendes Angebot abzubauen. Hierzu hat es in 
den letzten Jahren vielerorts nachahmenswerte Initiativen ge- 
geben. 


1. Was hat die Bundesregierung bislang im Bereich des Arbeits- 
und Sozialrechts unternommen, um ein verstärktes Eingreifen 
der Verwaltung sicherzustellen, und welche Erfolge konnte sie 
dabei konkret erzielen? 

Wichtigste Änderung im Bereich des Arbeits- und Sozialrechts 
ist die genannte, auf Vorschlägen der Bundesregierung be- 
ruhende Neufassung des Schwarzarbeitsgesetzes. Die Verfol- 
gung von Verstößen gegen dieses Gesetz obliegt nicht mehr 
den Gerichten, sondern den Verwaltungsbehörden der Länder. 
Die Bundesregierung verspricht sich hiervon eine Verein- 
fachung und Beschleunigung des Verfahrens sowie - auch 
wegen des weiteren Bußgeldrahmens bis zu 30 000 DM - eine 
wirkungsvollere Bekämpfung der Schwarzarbeit. 

Daß auch schon die bisherigen Bemühungen der Bundesregie- 
rung, die Voraussetzungen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
zu verbessern, nicht ohne Erfolg waren, zeigen die Übersichten, 
die der Zentralverband des Deutschen Handwerks von Zeit zu 
Zeit über ihm bekannt gewordene Strafen und Geldbußen we- 
gen Schwarzarbeit aufstellt. 

Im Rahmen ihrer Zuständigkeit können auch die Träger der 
Sozialversicherung und die Bundesanstalt für Arbeit bei der 
Bekämpfung der Schwarzarbeit mitwirken. Zu den - freilich 
begrenzten - Möglichkeiten im Bereich der gesetzlichen Kran- 
kenkassen hat die Bundesregierung in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages vom 16. Oktober 1974 (Sitzungsproto- 
koll S. 8287 f) näher Stellung genommen. Eine Erfolgskontrolle 
ist für den Bereich der sozialen Sicherung nicht möglich, da ent- 
sprechende Statistiken über die Verfolgung und Ahndung von 
Schwarzarbeitsfällen nicht geführt werden und auch nicht reali- 
sierbar sind. 
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2. Was hat die Bundesregierung unternommen, um die Berufs- 
genossenschaften zur Anzeige wegen Schwarzarbeit dann zu 
veranlassen, wenn deren technische Aufsichtsbeamte Tatsachen 
feststellten, die den Verdacht von Schwarzarbeit begründen? 

Im Hinblick auf den gesetzlichen Auftrag, den die Träger der 
Sozialversicherung in unserem Sozialleistungssystem zu erfül- 
len haben, dürfte es problematisch sein, ob die Berufsgenos- 
senschaften einen wesentlichen Beitrag zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit leisten können. Vorrangige Aufgabe der Berufs- 
genossenschaft bleibt es, für eine wirksame Unfallverhütung zu 
sorgen und die Leistungen der Unfallversicherung zu gewähr- 
leisten. 

Dennoch erscheint es nicht ausgeschlossen, daß namentlich 
auch die technischen Aufsichtsbeamten bei der Ausübung ihrer 
Tätigkeit Kenntnis von Schwarzarbeitsfällen erhalten. Es dürfte 
nicht als unzulässig anzusehen sein, wenn die Berufsgenossen- 
schaften unter Beachtung der in der Unfallversicherung gelten- 
den Verschwiegenheitspflichten diese Fälle an die zuständigen 
Stellen weiterleiten. Eine Rechtspflicht, Schwarzarbeit mitzutei- 
len, kann jedoch nicht angenommen werden, so daß die Berufs- 
genossenschaften als Selbstverwaltungskörperschaften der 
Sozialversicherung dazu auch von keiner Stelle veranlaßt wer- 
den können. 


3. Hält die Bundesregierung angesichts der jüngsten Entwicklung 
der Schwarzarbeit § 1 Abs. 1 des Schwarzarbeitsgesetzes noch 
für ausreichend, wonach eine Verurteilung nur dann erfolgen 
kann, wenn dem Täter auch das Tatbestandsmerkmal „aus 
Gewinnsucht" nachgewiesen worden ist? 

Die Neufassung des Schwarzarbeitsgesetzes ist im Mai 1974 im 
Bundesgesetzblatt bekannt gemacht worden, nachdem sie vom 
Deutschen Bundestag - wie bereits erwähnt - nahezu einstim- 
mig beschlossen worden war. Sie tritt Anfang nächsten Jahres 
in Kraft. Die Bundesregierung hält es derzeit nicht für zweck- 
mäßig, weitere Änderungen des Gesetzes vorzuschlagen. Hierzu 
müßten erst Erfahrungen mit der Neuregelung gesammelt wer- 
den. Im übrigen schafft das Schwarzarbeitsgesetz einen ver- 
schärfenden Tatbestand gegenüber anderen gesetzlichen Rege- 
lungen, nach denen Schwarzarbeit belangt werden kann. Zu 
nennen ist hier insbesondere § 117 Handwerksordnung, wonach 
allein schon die unrechtmäßige Ausübung eines Handwerks als 
Ordnungswidrigkeit geahndet wird. Auf qualifizierende Tat- 
bestandsmerkmale kann somit im Schwarzarbeitsgesetz nicht 
verzichtet werden. 


4. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den durch Schwarzarbei- 
ten verursachten Ausfall an Einkommen- bzw. Lohn-, Gewerbe- 
sowie Umsatzsteuer bei Bund, Ländern und Gemeinden jährlich? 


Die Bundesregierung verfügt über keine Übersichten zum Um- 
fang der Schwarzarbeit; das liegt an der besonderen Art dieser 
Beschäftigung. Sie ist deshalb mangels konkreter Unterlagen 
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nicht in der Lage, den Steuerausfall, der durch die Schwarzarbeit 
entsteht, zahlenmäßig zu schätzen. Bei der Besteuerung der Ein- 
nahmen aus Schwarzarbeit ist ferner zu berücksichtigen, daß ein 
gewisser Teil der Einnahmen nicht der Besteuerung unterliegt, 
da in vielen Fällen die steuerlichen Freigrenzen und Freibeträge 
nach § 46 Abs. 2 Ziff. 1 des Einkommensteuergesetzes, § 11 
Abs. 2 des Gewerbesteuergesetzes und § 19 Abs. 2 des Umsatz- 
steuergesetzes nicht überschritten werden. Die gelegentlich in 
der Öffentlichkeit genannten Milliardenbeträge über schuld- 
hafte Steuerverkürzungen insgesamt beurteilt die Bundesregie- 
rung angesichts der Tatsache, daß z. B. die Steuerstrafsachen- 
statistik für das Jahr 1973 an hinterzogenen und leichtfertig 
verkürzten Steuern rd. 154 Mio DM aus weist, mit Zurückhal- 
tung. 


5. Was hat die Bundesregierung bislang unternommen, um die mit 
der Schwarzarbeit in der Regel verbundene Steuerhinterziehung 
zu verhindern? 

Die Verfolgung von Steuerstraftaten und Steuerordnungs- 
widrigkeiten fällt in die Zuständigkeit der Landesfinanzbehör- 
den. Auf organisatorische Maßnahmen, die die Länder in diesem 
Bereich treffen, kann die Bundesregierung nicht unmittelbar Ein- 
fluß nehmen. Das Bundesfinanzministerium hat jedoch bereits 
im Jahre 1967 und zuletzt mit Schreiben vom 14. August 1974 
die Finanzminister (-Senatoren) der Länder gebeten, die ihnen 
nachgeordneten Dienststellen auf die Notwendigkeit einer 
steuerlichen Erfassung der Schwarzarbeit hinzuweisen. 


6. Welche Möglichkeiten zur Eindämmung der Schwarzarbeit sieht 
die Bundesregierung durch eine verbesserte Überprüfung der 
nach § 7 b EStG zugelassenen Abschreibungen? 

Der Bundesregierung und den hierfür zuständigen Finanzämtern 
ist bekannt, daß in der Prüfung von Belegen, die im Besteue- 
rungsverfahren vorgelegt werden, Möglichkeiten zur Aufdek- 
kung von Schwarzarbeitsfällen liegen. Eine besondere Bedeu- 
tung kommt hier der Überprüfung von Ausgaben für Baumaß- 
nahmen zu, insbesondere soweit steuerliche Vergünstigungen 
nach § 7 b des Einkommensteuergesetzes geltend gemacht wer- 
den. Hierbei sind die Finanzämter bemüht, auf Belege, Quittun- 
gen und sonstige Unterlagen zu achten, die keinen Firmenauf- 
druck tragen oder sonstige Merkmale aufweisen, die auf eine 
steuerlich nicht erfaßte Tätigkeit schließen lassen. Die Finanz- 
ämter schreiben in geeigneten Fällen Kontrollmitteilungen, die 
an das zuständige Wohnsitzfinanzamt des der Schwarzarbeit Ver- 
dächtigen gesandt werden. Das Wohnsitzfinanzamt prüft nach, 
ob die Einkünfte steuerlich erfaßt sind. Weitere Möglichkeiten, 
dieses Verfahren zu verbessern, sind abhängig von der Perso- 
nalsituation bei den Steuerverwaltungen der Länder. 
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7. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung im Bereich der 
Verwaltung des Inneren und des Wohnungsbaus, wenn die 
Einhaltung bereits bestehender Vorschriften zur Anbringung 
von Bauschildern auf allen Baustellen besser überwacht wird? 


Die Durchführung der Angelegenheiten auf dem Gebiet des 
Wohnungswesens obliegt nach der Aufgabenverteilung zwi- 
schen Bund und Ländern den Ländern. Daraus folgt auch deren 
Zuständigkeit, die Einhaltung bestehender Vorschriften zur 
Anbringung von Bauschildern auf Baustellen zu überwachen. 
Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau ist jedoch bereit, die Angelegenheit in den von Zeit zu Zeit 
stattfindenden Sitzungen mit den Vertretern der Länder zur 
Sprache zu bringen. 


8. Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß die 
Baugenehmigungsbescheide mit einem Hinweis auf die Strafe 
bzw. späteren Bußgeldvorschriften des Gesetzes zur Be- 
kämpfung der Schwarzarbeit versehen werden? 

Die Baugenehmigungsbescheide beruhen auf den Landesbau- 
ordnungen. Diese sind reines Landesrecht. Der Bund hat hier 
keine Eingriffsmöglichkeiten, weder im Wege der Rahmens- 
gesetzgebung noch der konkurrierenden Gesetzgebung. 


9. Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß die 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge zuständigen Stellen an- 
gewiesen werden, sich vor Auftragsvergabe handwerklicher 
Leistungen davon zu überzeugen, daß der Gewerbebetrieb auch 
ordnungsgemäß angemeldet und in die Handwerksrolle ein- 
getragen ist? 

Nach den Verdingungsordnungen dürfen öffentliche Aufträge 
nur an zuverlässige Bewerber vergeben werden. Die neue Ver- 
dingungsordnung für Bauleistungen, Teil A: Allgemeine Bestim- 
mungen für die Vergabe von Bauleistungen (VOB/A - Fassung 
vom Oktober 1973), die für alle Vergabestellen des Bundes und 
der Länder und überwiegend auch bereits für die Gemeinden 
als zwingende Dienstanweisung gilt, schreibt ausdrücklich vor, 
daß die öffentlichen Auftraggeber von den Bewerbern zum 
Nachweis ihrer Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverläs- 
sigkeit den Nachweis der Eintragung in das Berufsregister 
- d. h. auch in die Handwerksrolle - verlangen können (§ 8 
Nr. 3 Abs. 1 Buchstabe e VOB/A). Die Verdingungsordnung für 
Leistungen, ausgenommen Bauleistungen, Teil A: Allgemeine 
Bestimmungen für die Vergabe von Leistungen (VOL/A), die 
gegenwärtig novelliert wird, erhält eine entsprechende Be- 
stimmung. 

Eine über dieses spezielle Eigeninteresse hinausgehende Ver- 
pflichtung der öffentlichen Auftraggeber zur Kontrolle der An- 
meldung und Eintragung von Handwerksbetrieben ist, abge- 
sehen von der übermäßigen Arbeitsbelastung der Vergabe- 
stellen nicht vertretbar, da für diese Kontrolle die Gewerbe- 
aufsicht zuständig ist. 
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